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KURZ KOMMENTIERT

EG-Agrarpolitik

Reformdissens

Uber die Notwendigkeit, die immer stärker ausufernden 
Agrarüberschüsse in der Europäischen Gemeinschaft 
einzudämmen und abzubauen, besteht weitgehend Ei­
nigkeit. Allerdings gibt es über das Prozedere -  zum Teil 
stark interessenbedingte -  Meinungsverschiedenhei­
ten. Das wird auch in der gegenwärtigen deutschen Re­
formdiskussion deutlich, die angesichts der anstehen­
den Brüsseler Grundsatzdebatte zunehmend an Inten­
sität gewinnt. Die Geister scheiden sich vor allem in der 
Rolle der Marktpreise, deren Verstärkung die Kommis­
sion in ihrem „Grünbuch“ als einzigen vernünftigen An­
satz betrachtet, um das Agrarproblem in den Griff zu be­
kommen.

Der deutsche Landwirtschaftsminister will dagegen 
an der expansiven Agrarpreispolitik festhalten, die nicht 
zuletzt für die heutige Misere verantwortlich ist. Mit der 
Kontingentierung werden planwirtschaftliche Elemente 
zur Haltung eines hohen Preisniveaus akzeptiert -  zu 
Lasten von Strukturwandel und Verbrauchern. Überra­
schend hat nun die FDP stärker marktorientierte Vor­
schläge unterbreitet. Dirigistische Produktionslenkung 
wird abgelehnt und auch Agrarpreissenkungen sind 
nicht tabu. Man fragt sich nur, warum die FDP eine sol­
che Position nicht schon bezogen hat, als sie noch 
selbst den Landwirtschaftsminister stellte.

Es ist zu hoffen, daß sich im agrarpolitischen Dissens 
zwischen den Koalitionsparteien die marktorientierte 
Variante durchsetzt. Dies würde auch den Widerspruch 
überwinden, der daraus resultierte, daß die Bundesre­
publik stets für eine Begrenzung des EG-Haushalts und 
für Sparmaßnahmen plädierte, gleichzeitig aber eine 
„aktive“ Preispolitik unterstützte. Die deutsche Seite 
würde so an Glaubwürdigkeit gewinnen. hk

Europäischer Währungsfonds

Vorschlag ohne Chance

M it seinem Vorschlag zur Einführung eines Europäi­
schen Währungsfonds hat der Präsident der EG-Kom­
mission, Jacques Delors, die Diskussion eines der bri­
santesten Themen der europäischen Währungspolitik
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neu angefacht. Delors will den bestehenden Europäi­
schen Fonds für Währungspolitische Zusammenarbeit 
(EFWZ) durch einen feierlich gegründeten und ratifizier­
ten Währungsfonds ablösen und damit der EG eine ei­
genständige währungspolitische Kompetenz geben.

In Anbetracht der Problematik eines solchen Fonds 
hat der Kommissionspräsident seinen Vorschlag be­
wußt wenig konkret gehalten. Den neuralgischen Punkt, 
nämlich die Frage, wie stark ein Europäischer Wäh­
rungsfonds in die währungspolitische Autonomie der 
Mitgliedsländer eingreifen soll, klammert Delors aus. 
Sein Fonds soll nichts revolutionieren, sondern offen für 
eine gesamteuropäische Währungsevolution sein. Das 
klingt gut. Dennoch steht nicht zu erwarten, daß die EG- 
Länder dem ehemaligen französischen Finanzminister 
folgen werden.

Delors will den Einfluß der EG-Kommission auch auf 
die Währungspolitik ausdehnen. Bislang kann die Kom­
mission dem Ministerrat und dem Währungsausschuß 
zwar Vorschläge unterbreiten, in dem in den letzten Jah­
ren zur zentralen Institution „europäischer Geld- und 
Kreditpolitik“ gewachsenen Gouverneursausschuß hat 
sie aber lediglich Beobachterstatus. Hier geben die eu­
ropäischen Notenbankpräsidenten denTon an. In einem 
europäischen Währungsfonds hätten Kommissions­
initiativen ein stärkeres Gewicht. Daran haben die EG- 
Länder aber offensichtlich kein Interesse. So dürfte der 
Vorschlag Delors den Weg vieler EG-Papiere gehen: in 
den Papierkorb. ww

EG-Stahlpolitik

Kein Grund zum Jubeln

D ie  im EG-Ministerrat erzielte Einigung über die Fort­
führung des Stahlkrisenregimes über 1985 hinaus kam 
nicht überraschend. Anlaß zum Jubeln über den Stahl­
kompromiß besteht allerdings weder aus europäischer 
noch aus deutscher Sicht.

Nach elf Jahren Stahlkrise kann die europäische 
Stahlindustrie noch immer nicht in die Marktwirtschaft 
entlassen werden. Ferner bestehen nicht unbeträchtli­
che Zweifel, ob dies nach der jetzt vorgesehenen Drei­
jahresübergangsphase möglich sein wird; denn noch 
existieren insgesamt deutliche Überkapazitäten, und
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die Nachfrage dürfte sich bis Anfang der neunziger 
Jahre wohl nicht entscheidend verbessern. Zweifel wer­
den auch dadurch genährt, daß den Stahlunternehmen 
nach der Kompromißregelung weiterhin Subventionen 
zufließen können und werden, so daß der Anpassungs­
prozeß verzögert werden dürfte.

Obgleich gerade die deutschen Stahlunternehmen 
unter den Subventionen der europäischen Konkurren­
ten zu leiden haben, hat die Bundesregierung -  entge­
gen ihren vorherigen Beteuerungen -  neben For­
schungs- und Umweltsubventionen auch noch der Ge­
währung von Schließungsbeihilfen zugestimmt. Zwar ist 
die umfassende Beihilfepraxis des bis Ende 1985 gel­
tenden Beihilfenkatalogs eingeschränkt worden. Zu 
fürchten ist aber, daß es in einer Reihe von EG-Ländern 
zu höchst weitherzigen Auslegungen der Begriffe For­
schung, Umweltschutz und Betriebsstillegung kommen 
wird. Einerseits bemüht man sich in Europa, auf techno­
logischem Gebiet trotz knapper Mittel den Standard zu 
halten und Lücken zu schließen; andererseits leistet 
man sich im Stahlsektor den Luxus, die -  einem hohen 
EG-Beamten zufolge -  größte industrielle Fehlleitung 
von volkswirtschaftlichen Ressourcen in der europäi­
schen Wirtschaftsgeschichte fortzuführen. kr

lATA

Schein-Liberalisierung

D ie  41. Jahrestagung des Dachverbandes der interna­
tionalen Linienfluggesellschaften lATA in Hamburg be­
faßte sich u. a. mit einem neuen Tarifsystem für Europa. 
Dies ging einher mit der massiver werdenden Forde­
rung der Europäischen Gemeinschaft nach mehr Wett­
bewerb im Linienflugverkehr: Die bisher einheitlich für 
alle Mitglieder der lATA geltenden Flugtarife sollen flexi­
bler werden.

Im Jahre 1984 erzielten die 140 in der lATA zusam­
mengeschlossenen Fluggesellschaften einen Nettoge­
winn von 1 Mrd. $. Dies war das beste Ergebnis im inter­
nationalen Passagierverkehr seit fünf Jahren. Insofern 
dürfte es dem Dachverband der europäischen Linien­
fluggesellschaften AEA nicht schwergefallen sein, ei­
nen Vorschlag für „mehr Wettbewerb und vielfach billi­
geres Fliegen“ zu unterbreiten. Es sollen zwei Sonder­
tarife eingeführt werden, die 80 % bzw. 60 % des Eco- 
nomy-Tarifs entsprechen. Diese können innerhalb von 
Margen von ±  15 % variieren. Die Inanspruchnahme 
derartiger Billigflüge ist allerdings an einige buchungs­
technische und terminliche Bedingungen geknüpft.
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Es stellt sich hier die Frage: Was ist eigentlich neu an 
diesem Vorschlag? „Flieg & Spar“ -Tarife existieren 
schon lange. Hiermit kann in Europa bis zu 60 % unter 
dem Normaltarif geflogen werden. Die Gewährung von 
Margentarifen ist ebenfalls nur eine Schein-Liberalisie­
rung, weil -  wie sich im Güterfernverkehr gezeigt hat -  
die Marge regelmäßig an ihrer Untergrenze ausgenutzt 
wird, so daß schon fast wieder von einem Festtarif ge­
sprochen werden kann. cw

Schuldenkrise

Rolle der Gläubiger

Kaum  hatte in Seoul US-Finanzminister Baker die Ban­
ken zu einer Verstärkung ihrer Kreditvergabe an Ent­
wicklungsländer aufgefordert, kam aus Paris von der 
OECD die Warnung, eben damit vorsichtiger zu sein als 
vorher. Es wurde daran erinnert, daß die Schuldenkrise 
ohne die lang anhaltende Großzügigkeit privater Ban­
ken nicht möglich gewesen wäre.

Mittlerweile hat sich insbesondere in Lateinamerika 
gezeigt, daß allein kurzfristig ausgerichtete Austeritäts- 
maßnahmen langfristig Wachstum und politische Stabili­
tät gefährden. Zur Begrenzung derartiger Negativfolgen 
von Anpassungsmaßnahmen empfiehlt Baker, daß Welt­
bank und Interamerikanische Entwicklungsbank in den 
nächsten drei Jahren ihre Kreditvergabe von bislang vor­
gesehenen 18 Mrd. $ auf 27 Mrd. $ ausweiten, bei Neu­
ausleihungen privater Banken in Höhe von 20 Mrd. $.

So richtig die Warnung der OECD im Prinzip ist; so un­
nötig ist sie im Augenblick, denn die Ausleihungen der 
privaten Banken sind nahezu zum Stillstand gekom­
men. Folgen die Banken Bakers Aufforderung, so er­
höht das die Wachstumsrate der ausstehenden Kredite 
um gerade 2,5 Prozentpunkte. Zudem sollen die Darle­
hen nur in solche Länder fließen, die mit dem IWF und 
der Weltbank abgestimmte Anpassungsmaßnahmen er­
greifen.

Das angestrebte Kreditvolumen wird somit kaum aus­
reichen, um die zur Überwindung der Schuldenkrise 
letztlich notwendige Erneuerung der Wachstumsdyna­
mik auszulösen. Nach wie vor fehlt es dafür auch in 
wichtigen Industriestaaten an der Bereitschaft, durch ei­
nen Abbau von Haushaltsdefiziten zu einer Senkung 
der Kreditkosten der Entwicklungsländer beizutragen 
und ihnen über eine verstärkte Öffnung eigener Märkte 
Exportmöglichkeiten zu erschließen. st
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